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Am Lebensende der Konkurs
Grosser Rat einsichtig:WennUnbescholtene nach ihremAbleben in Konkurs geraten, stimmt etwas nicht.

Hans Suter

Sie hat zusammen mit ihrem
ManneinLeben langgearbeitet,
Kinder grossgezogen, dieRech-
nungen pünktlich bezahlt und
ist auchallenanderenVerpflich-
tungen stets nachgekommen.
Unddann das: Kurz nach ihrem
Tod imPflegeheimerscheint ihr
Name im Amtsblatt unter den
Privatkonkursen. Weil ihre Fi-
nanzenzunehmendausdenFu-
gengeraten sindunddie letzten
Heimrechnungen nicht mehr
bezahlt wurden. Wie ist das
möglich? Und warum kommt
das immer häufiger vor?

«EinKonkursnachdemAb-
leben ist ein Trauerspiel», sagt
derWeinfelder SVP-Kantonsrat
und ehemalige Berufsbeistand
Max Brunner. Um Klarheit zu
schaffen, hat er imGrossen Rat
unterdemTitel«Pflegefinanzie-
rung statt Konkurs» eine Inter-
pellationmit fünf Fragen an die
Regierung eingereicht. Nun lie-
gen die Antworten vor.

HöheresDepotbirgtdie
GefahrderAbschreckung
Eineüberwiesene Interpellation
verpflichtet die Regierung nur
zu einer konkreten Beantwor-
tung, nicht aber zu Massnah-
men. Dennoch kann sie einiges
bewirken,wie sichamMittwoch
imThurgauerGrossen Rat wie-
der einmal zeigte. Anstatt die
Antworten der Interpellation
einfach zur Kenntnis zu neh-
men, folgte derGrosseRat dem
Wunsch Max Brunners nach
einerDiskussion.Eswurdenicht
nur ausführlich, sondern auch

engagiert diskutiert – sämtliche
Fraktionen meldeten sich zu
Wort. Die Erkenntnis aus der
Debatte: Wenn Unbescholtene
nach ihremAbleben inKonkurs
geraten, stimmt etwas nicht.
Aberwas?UndwiekanndieAb-
hilfe geschaffenwerden?

DieAntwort zeige, dass sich
auch der Regierungsrat daran
stosse, sagteFDP-Fraktionschef
Anders Stokholm (Frauenfeld).
Er erinnerte aber auch daran,
dass die Verantwortung oft in
ersterLinie bei denBetroffenen
undderenFamilien liege.Nicole
Zeitner (GLP, Stettfurt) forderte
zur Verhinderung solcher Kon-
kurse eine Vereinfachung der
Abrechnungsprozesse,während
Sabina Peter Köstli von der
CVP/EVP-Fraktion (Ettenhau-
sen) daran erinnerte, dass viele

Menschen bereits beim Heim-
eintritt infinanzieller Schieflage
seien: «Im Heim bleibt kein
Geld übrig, um aufgelaufene
Schulden zu tilgen.»EineErhö-
hung der Depoteinlage beim
Heimeintritt berge indesdieGe-
fahr einer abschreckendenWir-
kung auf die Eintrittswilligen.

DurchErbvorbezugalles
insTrockenegebracht
Ruedi Zbinden (SVP, Mettlen)
sieht vor allem inderUnwissen-
heit,wieundwannErgänzungs-
leistungen rechtzeitig zu bean-
tragensind, einenhäufigenKon-
kursgrund. Er wies aber noch
auf einen anderen kritischen
Punkthin:«Es ist störend,wenn
durchErbvorbezugalles insTro-
ckene gebracht wird.» Die SVP
ortet bei diesem Thema eine

Gesetzeslücke und erwartet
vom Regierungsrat, dass er sie
schliesst. Für Barbara Dätwyler
(SP,Frauenfeld) ist dieKonkurs-
eröffnung auch eine Frage der
Familie, ob sie die Kosten über-
nehmenunddamitdenKonkurs
verhindern will. Bruno Lüscher
(FDP, Aadorf) erinnerte daran,
dass es nicht nur um Rechnun-
genderPflegeheimegehe.Auch
er vertritt die Auffassung, dass
die Erben zuständig sind und je
nach Situation eineDrittperson
beiziehen müssen. Jost Rüegg
(GP,Kreuzlingen)mahnte,man
könne auch unschuldig in Kon-
kurs geraten, undkritisierte, die
Regierung beschränke sich auf
vage Empfehlungen. Für Iwan
Wüst (EDU, Tuttwil) ist das
Ganze «trostlos, das so nicht
sein darf».

KantonalesGesetzwegen
desBundesnichtmöglich
Die Regierung teilt die Ansicht,
dass es störend ist, wenn auf-
grundoffener letzterHeimrech-
nungen der Konkurs über eine
Personeröffnetwird,die sichein
Leben lang nie etwas zu Schul-
den kommen lassen hat, sagte
RegierungsratUrsMartin. Jähr-
lich würden rund ein Dutzend
Erbschaftskonkurseausdiesem
Grunderöffnet. «Einekantona-
le gesetzliche Regelung ist auf-
grund der umfassenden Bun-
deskompetenz nicht möglich.»
Als wirksamste Mittel sieht Urs
Martin eine Erhöhung der De-
poteinlagen sowie ein Abtreten
der Ergänzungsleistungen und
der Kantons- oder Gemeinde-
beiträge an die Pflegeheime.

Blumen für die neue Vizepräsidentin

Mit 103 von 121 gültigen Stimmen hat derGrosse Rat amMittwoch SP-Kantonsrätin Barba-
ra Dätwyler (links im Bild) zur neuen Vizepräsidentin gewählt. Gratulationen erhält die
Frauenfelderin unter anderemvonRatspräsidentin Brigitte Kaufmann (FDP). Erstmals sind
sowohl das Präsidiumwie auch das Vizepräsidium in weiblicher Hand. Bild: Reto Martin

Mehr Gemeinde-Engagement
bei Kinderbetreuung erwartet
Betreuungsangebote Im Auf-
trag des Grossen Rates hat die
FachstelleKinder-, Jugend-und
FamilienfragendenBericht«Fa-
milien- und schulergänzende
Kinderbetreuung im Kanton
Thurgau»erarbeitet.Dieser lie-
fert Informationen zu den The-
men Angebot und Nachfrage,
Elterntarife und öffentliche Fi-
nanzierungsowie zurDurchfüh-
rung von Angebots- und Be-
darfserhebungen.

Demnach standen Ende
2019 im Thurgau 1430 Betreu-
ungsplätze für Kinder im Vor-
schulalter sowie rund 1450 Be-
treuungsplätze für Kinder im
Schulalter zu Verfügung. Wäh-
rend fast alleKindertagesstätten
(Kitas) private Trägerschaften
haben, handelt es sich bei der
schulergänzenden Betreuung
(SEB) zudreiViertelnumöffent-
licheAngebote.Obschoneinige
Gemeinden ein umfangreiches
Angebot anKita-Plätzenhaben,
gibt es eine Mehrheit von 48
Politischen Gemeinden ohne
eigenes Kita-Angebot. Für die
Betreuung von Schulkindern
steht in 44 Schulgemeinden
mindestens einMittagstisch zur
Verfügung. In 23 Schulgemein-
den steht ein ganztägiges Be-
treuungsangebotmit 25Betreu-
ungsstunden pro Woche oder

mehr zurVerfügung.Aufder an-
deren Seite haben 22 Schulge-
meinden kein eigenes schuler-
gänzendesBetreuungsangebot.

DiePräsidentinder vorbera-
tendenKommission, Katharina
Bünter-Hager (CVP, Gerlikon),
stellte den Verfassern ein gutes
Zeugnis aus.MitBedauern stell-
te sie fest, dass rund 50Prozent
der Gemeinden keine Beiträge
anKitas leistenunddass89Pro-
zentderKita-KostenvondenEl-
tern getragen werden müssen.
Es gebeHandlungsbedarf.

Unterschiedesindgrossund
dieKosten fürElternhoch
Dieser Erkenntnis aus der vor-
beratendenKommission folgten
alleFraktionen.ÜberdiePartei-
grenzen hinweg wird dieWich-
tigkeit der Kinderbetreuung
heute anerkannt. Nicht zuletzt
imwirtschaftlichenKontext:Ein
gutes Betreuungsangebot stelle
heute einen Standortvorteil für
Firmen dar. Die Gemeinden
wiederum profitierten von den
Steuereinnahmen,weshalb sich
diese andenKostenderBetreu-
ungsangebote mehr beteiligen
sollten. Dies, so wurde weiter
ausgeführt, könnte die hohen
KostenderEltern senken. Fazit:
Ein gutes Betreuungsangebot
sei einGewinn für alle. (has)

Ratsjournal
CVPhat eine
neueKantonsrätin

Nachfolge Sandra Stadler
(CVP) aus Güttingen hat am
Mittwoch ihr Amtsgelübde als
Kantonsrätin abgelegt. Sie rückt
für die zurückgetretene CVP-
KantonsrätinMarianneRaschle
in denGrossen Rat nach.

Statistikgesetz
gutgeheissen

Abstimmung Der Grosse Rat
hat dasGesetz überdie öffentli-
cheStatistikohneGegenstimme
gutgeheissen.DieVorlageunter-
liegt dem fakultativen Volksre-
ferendum.

Geschäftsbericht
genehmigt

Gebäudeversicherung DenGe-
schäftsbericht und die Jahres-
rechnung 2020 der Gebäude-
versicherung Thurgau hat der
GrosseRat lobendzurKenntnis
genommen und genehmigt.

Zustimmung zum
Bericht der PHTG
Thurgau Der Geschäftsbericht
und die Jahresrechnung 2020
der PädagogischenHochschule
Thurgau (PHTG) sowiedieneue
Eigentümerstrategie des Kan-
tons Thurgau stossen im Gro-
ssenRataufZustimmung.Ohne
Gegenstimme wurden sie ge-
nehmigt.KritischeVotengabes
von der SP und den Grünen zur
Einsitznahme der Bildungsdi-
rektorin im Hochschulrat. Dies
hätten jedoch die meisten Kan-
tone so festgelegt, entgegnete
die zuständige Regierungsrätin
Monika Knill. (rsc)

Stossend für viele Kantonsratsmitglieder: Der Privatkonkurs nach dem Ableben. Bild: Severin Bigler

«EinKonkurs
nachdem
Ableben ist ein
Trauerspiel.»

MaxBrunner
SVP-Kantonsrat,Weinfelden


